
 

 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
es kommt nicht oft vor, dass die Politik sich daran macht, die im-

mer wieder beschworene Vereinfachung des Steuerrechts voran-

zutreiben, und noch viel seltener sind die Gesetze, die nicht nur 

die Vereinfachung im Namen tragen, sondern tatsächlich zu einer 

Vereinfachung führen. Eine dieser rühmlichen Ausnahmen ist das 

„Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbe-

steuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts“. Vor allem die 

ab 2014 geltenden Änderungen beim Reisekostenrecht stellen in 

vielen Fällen eine echte Erleichterung dar. Im Einzelnen finden Sie 

in dieser Ausgabe folgende Beiträge: 
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STEUERTERMINE 9 - 11/2013 

 Sep Okt Nov 

Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 11. 

Umsatzsteuer viertelj. - 10. - 

Lohnsteuer 10. 10. 11. 

Einkommensteuer 10. - - 

Körperschaftsteuer 10. - - 

Getränkesteuer 10. 10. 11. 

Vergnügungsteuer 10. 10. 11. 

Schonfrist für Zahlungen 

zu obigen Steuern 
13. 14. 14. 

Gewerbesteuer - - 15. 

Grundsteuer - - 15. 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
- - 18. 

SV-Beitragsnachweis 24. 25. * 25. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 26. 29. * 27. 

* Vorverlegung um je einen Tag, wenn der 31. Okto-

ber im Bundesland der Einzugsstelle ein Feiertag ist 

AUF DEN PUNKT 

»Steuerzahler sind Leute, die in 

zweiter Linie wissen wollen, wohin 

ihr Geld geht, und in erster Linie, 

woher es kommen soll.« 

unbekannt 

»Unser Land sollte ein Steuersystem 

haben, das so aussieht, als stecke 

eine erkennbare Absicht dahinter.« 

William E. Simon 
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Vereinfachung des Reisekostenrechts ab 2014 

Mit dem kommenden Jahreswechselwird das steuerliche Reise-
kostenrecht in einigen Punkten vereinfacht und an die Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs angepasst. 

Zum 1. Januar 2014 tritt eine grundlegende Reform des steuerli-

chen Reisekostenrechts in Kraft, die an vielen Stellen eine Verein-

fachung bringt. Mehrheitlich sind die Änderungen auch mit einer 

Erleichterung für die Betroffenen Steuerzahler verbunden, aber 

ganz ohne verschärfende Änderungen kommt auch diese Reform 

nicht aus. Immerhin haben sich Bundestag und Bundesrat rechtzei-

tig für eine sorgfältige Vorbereitung der Reform auf das „Gesetz 

zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung 

und des steuerlichen Reisekostenrechts“ einigen können. Darin 

sind folgende Änderungen des Reisekostenrechts enthalten: 

 Arbeitsstätte:Für die Fahrt zur regelmäßigen Arbeitsstätte gilt 

die Entfernungspauschale, während beim Besuch anderer Arbeits-

stätten die vollen Fahrtkosten steuerlich anerkannt werden. Nach-

dem der Bundesfinanzhof inzwischen mehrfach entschieden hat, 

dass ein Arbeitnehmer nur maximal eine regelmäßige Arbeitsstätte 

je Dienstverhältnis haben kann, wird die gesetzliche Regelung zur 

Arbeitsstätte entsprechend 

geändert. Statt dem Begriff 

der „regelmäßigen Arbeits-

stätte“ wird im Gesetz künf-

tig der Begriff „erste Arbeits-

stätte“ stehen. Bei mehreren 

Tätigkeitsstätten kann der 

Arbeitgeber festlegen, wel-

ches die erste Tätigkeitsstät-

te ist. Hilfsweise richtet sich 

die Entscheidung nach objektiven Kriterien oder der Entfernung 

zur Wohnung des Arbeitnehmers. In erster Linie beseitigt diese 

Änderung in Zweifelsfällen das Potenzial für einen Streit mit dem 

Finanzamt, weil sie recht klar gefasst ist. Allerdings bedeutet die 

Änderung in einigen Fällen auch eine Verschlechterung gegenüber 

der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, denn eine Tätigkeits-

stätte kann sich nach der Änderung als „erste Tätigkeitsstät-

te“ qualifizieren, auch wenn sie aktuell nicht als „regelmäßige Tä-

tigkeitsstätte“ gelten würde. Das gilt zum Beispiel für ein Studium 

oder eine Aus- und Weiterbildung, denn eine Universität oder an-

dere Bildungseinrichtung sieht der Bundesfinanzhof ausdrücklich 

nicht als regelmäßige Arbeitsstätte an, während sie nach der neu-

en Regelung explizit als erste Tätigkeitsstätte gilt. 

 Verpflegungsmehraufwendungen: Die Pauschalen für Verpfle-

gungsmehraufwendungenrichten sich nach der Dauer der Abwe-

senheit. Hier werden die Mindestabwesenheitszeiten verringert 

und statt der bisherigen dreistufigen Staffelung wird eine zweistu-

fige Staffelung eingeführt. Zum Beispiel gibt es bislang eine Pau-

schale von 6 Euro bei Abwesenheiten zwischen 8 und 14 Stunden 

und eine Pauschale von 12 Euro bei Abwesenheiten zwischen 14 

und 24 Stunden.Zukünftig fällt die niedrigste Pauschale von 6 Euro 

weg, sodass schon ab 8 Stunden Abwesenheit die Pauschale von 12 

Euro gilt. Die Pauschale von 24 Euro für einen vollen Kalendertag 

bleibtunverändert, aber für den An- oder Abreisetag können bei 

einer auswärtigen Übernachtung zukünftig unabhängig von der tat-

sächlichen Abwesenheitsdauer an diesem Tag grundsätzlich 12 Eu-

ro angesetzt werden. Erstattet der Arbeitgeber anlässlich einer 

auswärtigen Tätigkeit die Verpflegungsmehraufwendungen, kann 

KURZ NOTIERT 

Neues Musterverfahren 
zum Solidaritätszuschlag 

Der Bund der Steuerzahler informiert über 

ein neues Musterverfahren zum Solidari-

tätszuschlag. Beim Niedersächsischen Fi-

nanzgericht ist nämlich wieder ein Ver-

fahren anhängig, das sich mit der Verfas-

sungsmäßigkeit des Solis befasst. Dabei 

besteht auch die Möglichkeit, dass das Fi-

nanzgericht - wie bereits im Jahr 2009 - 

wieder das Bundesverfassungsgericht ein-

schaltet. Die letzte Vorlage des Gerichts 

hatte das Verfassungsgericht trotz aus-

führlicher Begründung als unzulässig zu-

rückgewiesen. 

 

ELStAM-Einführungsschreiben 

Das Bundesfinanzministerium hat jetzt 

das Schreiben mit den Verfahrensgrund-

sätzen für die ELStAM-Einführung veröf-

fentlicht. Auf 15 Seiten erklärt das Bun-

desfinanzministerium darin, welche Re-

geln Arbeitgeber und Arbeitnehmer im 

Umstellungsjahr 2013 beachten müssen. 

Das Schreiben war schon seit Ende 2012 in 

einer Entwurfsfassung verfügbar, aber 

weil die notwendigen Gesetzesänderun-

gen, auf die das Schreiben Bezug nimmt, 

erst im Juni in Kraft getreten sind, konnte 

die Endfassung bisher noch nicht veröf-

fentlicht werden. Jetzt sind die Regeln 

auch für die Finanzverwaltung verbind-

lich, die sich aber bisher schon an die 

Grundsätze aus der Entwurfsfassung ge-

halten hat.  

 

Virtuelle Währung als 
privates Geld anerkannt 

Aufgefallen ist die virtuelle Währung „Bit-

coin“ bisher hauptsächlich wegen der 

teilweise stark schwankenden Wechsel-

kurse. Auch wenn der Nutzerkreis bisher 

eher überschaubar ist, hat inzwischen 

auch die Finanzverwaltung von den Bit-

coins Notiz genommen. Auf eine Anfrage 

aus dem Bundestag hat das Bundesfi-

nanzministerium erklärt, die virtuelle 

Währung sei steuerlichals „Rechnungsein-

heit“ anerkannt und damit quasi eine Art 

„privates Geld“. In erster Linie bedeutet 

das, dass auch beim Handel mit Bitcoins 

Umsatzsteuer anfällt. Besser ist die Lage 

für Spekulanten, denn Spekulationsgewin-

ne aus dem An- und Verkauf von Bitcoins 

sind nach einer Haltefrist von einem Jahr 

steuerfrei. Im Gegensatz zu Aktien- und 

Zinserträgenfällt keine Abgeltungssteuer 

an. 
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er die Pauschalen auch verdoppeln und die zusätzliche Erstat-

tung mit einem pauschalen Steuersatz von 25 % versteuern.Wird 

dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlas-

sung von einem Dritten eine Mahlzeit zur Verfügung gestellt, 

werden die Pauschalen entsprechend gekürzt, und zwar für ein 

Frühstück um 20 % und für ein Mittag- oder Abendessen um je-

weils 40 %. Zuzahlungen des Arbeitnehmers mindern die Kür-

zung entsprechend. 

 Mahlzeiten:Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer während 

einer Auswärtstätigkeit eine Mahlzeit zur Verfügung, ist für die-

se Mahlzeit künftig der amtliche Sachbezugswert anzusetzen, 

sofern der Preis für die Mahlzeit 60 Euro nicht übersteigt. Die 

Besteuerung mit dem Sachbezugswert entfällt natürlich, wenn 

der Arbeitnehmer für diese 

auswärtige Tätigkeit eine 

Pauschale für Verpflegungs-

mehraufwand beanspruchen 

könnte, da dann stattdessen 

diese Pauschale entspre-

chend gekürzt wird.Diese 

Vereinfachung gilt allerdings 

nicht für so genannte Beloh-

nungsessen. Dazu zählen 

nach der neuen gesetzlichen Festlegung alle Mahlzeiten, deren 

Preis 60 Euro übersteigt. Auch Arbeitsessen fallen nicht unter 

diese Regelung, weil sie im überwiegend eigenbetrieblichen 

Interesse des Arbeitgebers liegen und damit die Mahlzeit nicht 

als geldwerter Vorteil gilt. 

 Doppelte Haushaltsführung:Für die Zweitwohnung kommt es 

bei einer doppelten Haushaltsführung im Inland zukünftig nicht 

mehr darauf an, ob die Mietkosten notwendig und angemessen 

sind, womit die aufwendige Ermittlung der ortsüblichen Ver-

gleichsmiete überflüssig wird. Auch die Größe der Wohnung 

spielt dann keine Rolle mehr. Stattdessen können zukünftig für 

eine doppelte Haushaltsführung im Inland die dem Arbeitneh-

mer tatsächlich entstehenden Aufwendungen für die Nutzung 

der Unterkunft oder Wohnung angesetzt werden, höchstens je-

doch 1.000 Euro im Monat. Dieser Betrag umfasst alle für die 

Unterkunft oder Wohnung entstehenden Aufwendungen.Das Vor-

liegen eines eigenen Hausstands in der Hauptwohnung erfordert 

zukünftig neben dem Innehaben einer Wohnung aus eigenem 

Recht oder als Mieter auch eine angemessene finanzielle Betei-

ligung an den Kosten der Lebensführung. Für das Vorliegen ei-

nes eigenen Hausstands genügt es also nicht, wenn der Arbeit-

nehmer im Haushalt seiner Eltern ein oder mehrere Zimmer 

bewohnt oder wenn dem Arbeitnehmer eine Wohnung im Haus 

der Eltern unentgeltlich zur Nutzung überlassen wird. Darüber 

hinaus muss die Nutzung einer Zweitunterkunft oder -wohnung 

aus beruflichen Gründen erforderlich sein. Davon geht das Ge-

setz unter anderem aus, wenn der Weg von der Zweitunterkunft 

oder -wohnung zur neuen ersten Tätigkeitsstätte weniger als die 

Hälfte der Entfernung der kürzesten Straßenverbindung zwi-

schen der Hauptwohnung (Mittelpunkt der Lebensinteressen) 

und der neuen ersten Tätigkeitsstätte beträgt. 

 Berufliche Unterkunftskosten:Beruflich veranlasste Unter-

kunftskosten im Rahmen einer längerfristigen Auswärtstätigkeit 

an derselben Tätigkeitsstätte sind zukünftigfür bis zu 48 Monate 

unbeschränkt als Werbungskosten abzugsfähig. Nach diesem 

Zeitraum werden sie nur noch bis zur Höhe der vergleichbaren 

Internationales Steuerzentrum 
in Bayern 

Bayern hat ein „internationales Steuer-

zentrum“ gegründet, das vor allem den 

Informationsaustausch mit anderen Staa-

ten verbessern und mit international be-

setzten Prüferteams die Steuerprüfung 

von grenzüberschreitenden Aktivitäten 

verbessern soll. Entsprechende Vereinba-

rungen hat Bayern bereits mit Italien und 

den Niederlanden unterzeichnet, Verein-

barungen mit Kroatien, Tschechien und 

Ungarn sollen folgen. Es ist wohl nur eine 

Frage der Zeit, bis andere Bundesländer 

nachziehen und ebenfalls entscheiden, 

solche Zentren einzurichten.  Kürzere 

Verfahrenswege und besser vorbereitete 

Prüfer bedeuten mehr Rechtssicherheit, 

aber eben auch genauere Prüfungen. 

 

Aufteilungsverbot gilt nicht für 
häusliches Arbeitszimmer 

In zwei Urteilen hat das Finanzgericht 

Köln entschieden, dass für ein Arbeits-

zimmer in den eigenen vier Wänden kein 

Aufteilungsverbot gilt. Damit können die 

Kosten für das Arbeitszimmer auch bei ei-

ner erheblichen privaten Mitnutzung des 

Raums steuerlich geltend gemacht wer-

den. Voraussetzung ist aber, dass der 

Charakter des Raums als Arbeitszimmer 

trotz der privaten Mitnutzung erhalten 

bleibt. Wenig überraschend hat das Fi-

nanzamt Revision eingelegt, womit jetzt 

der Bundesfinanzhof die Urteile prüfen 

muss. In vergleichbaren Fällen kann sich 

trotzdem ein Einspruch lohnen, denn das 

Verfahren ruht bis zu einer Entscheidung 

des Bundesfinanzhofs automatisch. 

 

Voller Fahrtkostenabzug 
für Flugbegleiter 

Wieder einmal hat ein Finanzgericht bei 

der Beurteilung einer Tätigkeitsstätte zu-

gunsten der Berufstätigen entschieden. 

Das Finanzgericht Münster ist nämlich der 

Meinung, dass Flugbegleiter keine regel-

mäßige Arbeitsstätte haben und damit die 

Kosten für die Fahrt zum Einsatzflughafen 

in voller Höhe als Werbungskosten geltend 

machen können, selbst wenn sich dieser 

Einsatzflughafen nicht ändert. Auch Kos-

ten für ein Arbeitszimmer hat das Gericht 

anerkannt, denn im Gegensatz zum Fi-

nanzamt sieht es den Briefing-Raum im 

Flughafen nicht als einen „anderen Ar-

beitsplatz“ an, der einen Abzug der Ar-

beitszimmerkosten ausschließen würde. 

Wie im vergleichbaren Fall eines Piloten 

muss nun auch hier der Bundesfinanzhof 

im Revisionsverfahren entscheiden. 



 4 

Aufwendungen im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung als 

Werbungskosten berücksichtigt. Um neue Abgrenzungsprobleme 

von vornherein zu vermeiden, wird gleich typisierend festgelegt, 

dass eine Unterbrechung der beruflichen Tätigkeit an ein und der-

selben Tätigkeitsstätte von 6 Monaten zu einem Neubeginn dieses 

48-Monats-Zeitraums führt. Aus welchem Grund (Krankheit, Urlaub, 

Tätigkeit an einer anderen Tätigkeitsstätte etc.) die Tätigkeit un-

terbrochen wird, ist dabei unerheblich.Nutzt der Arbeitnehmer ei-

ne Unterkunft zusammen mit anderen Personen, die zu seinem Ar-

beitgeber in keinem Dienstverhältnis stehen, ist nur der auf den 

Arbeitnehmer entfallende Anteil beruflich veranlasst und damit als 

Werbungskosten abziehbar. Bei Nutzung eines Mehrbettzimmers 

können der Einfachheit halber die Aufwendungen angesetzt wer-

den, die bei Inanspruchnahme eines Einzelzimmers im selben Haus 

entstanden wären. 

Den Arbeitgebern bleibt nun bis zum Jahreswechsel Zeit, ihre Rei-

sekostenabrechnung an die neuen Regeln anzupassen, was in den 

meisten Fällen mit einer Vereinfachung verbunden sein dürfte. 

Außerdem ist aufgrund der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 

zumindest die vorgesehene Änderung beim Arbeitsstättenbegriff in 

ähnlicher Form schon jetzt anwendbar, auch wenn es derzeit noch 

nicht auf eine „erste Tätigkeitsstätte“ ankommt. 

 

Mini-Unternehmensteuerreformist umgesetzt 

Neben der Vereinfachung des Reiskostenrechts setztdas Ände-
rungsgesetz auch eine Mini-Unternehmensteuerreformum. 

Neben vielen Änderungen und Vereinfachungen im Reisekosten-

recht enthält das „Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Un-

ternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts“, 

auch zwei deutliche Verbesserungen bei der Besteuerung von Un-

ternehmen. Auf Druck der Opposition wurde zudem eine Regelung 

zur Nichtberücksichtigung negativer Einkünfte im Ausland in das 

Gesetz aufgenommen. Folgende Änderungen stehen an: 

 Verlustrücktrag:Der Höchstbetrag beim Verlustrücktrag wird 

von derzeit 511.500 Euro auf 1 

Mio. Euro bzw. von 1.023.000 

Euro auf 2 Mio. Euro bei zu-

sammen veranlagten Ehegatten 

angehoben. Dies entspricht ei-

nem Vorschlag aus dem Grün-

buch der Deutsch-

Französischen Zusammenarbeit, 

weil dadurch eine Angleichung 

zwischen deutschem und französischem Steuerrecht erreicht 

wird.Diese Änderung gilt erstmals für Verluste, die bei der Ermitt-

lung des Gesamtbetrags der Einkünfte für das Jahr 2013 nicht aus-

geglichen werden konnten. 

 Organschaft:Bei der ertragsteuerlichen Organschaft wird die Er-

füllung der Voraussetzungen für die Anerkennung der Organschaft 

erleichtert, ohne die Bindung an das Handelsrecht aufzugeben. So 

wird die ertragsteuerliche Organschaft an Vorgaben der EU- Kom-

mission und die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs angepasst. 

Dabei wird die bereits bestehende Praxis, nach der Gesellschaften 

aus EU/EWR-Staaten mit Verwaltungssitz im Inland Organgesell-

schaft sein können, gesetzlich umgesetzt. 

Vorsteuerabzug aus Vorleistungen 

Der Vorsteuerabzug aus Gegenständen 

und Vorleistungen ist anteilig ausgeschlos-

sen, wenn sie teilweise für Umsätze ver-

wendet werden, die den Vorsteuerabzug 

ausschließen, also beispielsweise steuer-

freie Umsätze. Für Vorleistungen, die in 

keinem unmittelbaren Zusammenhang zu 

einem Ausgangsumsatz stehen, hat der 

Bundesfinanzhof jetzt entschieden, dass 

es bei der Aufteilung der Vorsteuer auf 

das Verhältnis der Umsätze im Besteue-

rungszeitraum (Kalenderjahr) ankommt. 

Damit darf die klagende Firma nachträg-

lich den Vorsteuerabzug in voller Höhe 

geltend machen, nachdem die ursprüng-

lich erwarteten steuerfreien Umsätze 

ausblieben, derentwegen die Vorsteuer 

bis dahin nur teilweise geltend gemacht 

wurde. Das Finanzamt wollte nämlich den 

Vorsteuerabzug mit der Begründung ver-

weigern, dass es auf die Verwendungs-

absicht beim Leistungsbezug ankommt. 

 

Unmittelbare Beteiligung für 
Erbschaftsteuerbefreiung nötig 

Damit die erbschaftsteuerlichen Vergüns-

tigungen für Betriebsvermögen für Anteile 

an einer Kapitalgesellschaft in Anspruch 

genommen werden können, ist es sowohl 

nach altem als auch nach neuem Recht 

notwendig, dass der Schenker oder Er-

blasser mit mehr als 25 % des Nennkapi-

tals unmittelbar an der Gesellschaft be-

teiligt war. Der Bundesfinanzhof hat jetzt 

entschieden, dass der Erblasser oder 

Schenker dazu zivilrechtlich Gesellschaf-

ter der Kapitalgesellschaft gewesen sein 

muss. Es genügt daher nicht, wenn die 

Beteiligung nur über eine vermögensver-

waltende Personengesellschaft gehalten 

wird, und zwar unabhängig davon, ob die 

Personengesellschaft ertragsteuerlich Pri-

vatvermögen oder Betriebsvermögen hat. 

 
Maklerkosten für den Verkauf 
eines Hauses als Werbungskosten 

Eigentlich sind Maklerkosten, die beim 

Verkauf eines Mietobjekts entstehen als 

Veräußerungskosten nicht steuerlich ab-

ziehbar. Eine Ausnahme von der Regel 

zeigt ein Urteil des Finanzgerichts Müns-

ter, denn wenn der Verkaufserlös zumin-

dest teilweise der Finanzierung von Miet-

objekten dient, können die Maklerkosten 

auch anteilig als Geldbeschaffungskosten 

bei den Werbungskosten angesetzt wer-

den. Voraussetzung ist aber eine entspre-

chende vertragliche Gestaltung. Das letz-

te Wort hat jetzt der Bundesfinanzhof, 

bei dem die Revision anhängig ist. 
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 Gewinnabführungsverträge:Fehlerhafte Bilanzansätze, die auf 

die tatsächliche Durchführung des Gewinnabführungsvertrags 

durchschlagen, sowie formelle Fehler des Gewinnabführungs-

vertrags hinsichtlich der Vereinbarungen zur Verlustübernahme 

können künftig nachträglich korrigiert werden und führen nicht 

mehr unweigerlich zu einem Wegfall der Organschaft. Für die 

Zukunft wird zudem klar geregelt, dass Gesellschaften, die 

nicht unter das Aktiengesetz fallen (insbesondere GmbHs), die 

Verlustübernahmeverpflichtung durch einen dynamischen Ver-

weis auf die Regelung des § 302 AktG im Gewinnabführungsver-

trag vereinbaren müssen. Diese Regelung sowie die Einführung 

eines Feststellungsverfahrens zur gesonderten und einheitlichen 

Feststellung insbesondere des dem Organträger zuzurechnenden 

Einkommens der Organgesellschaft sollenmehr Rechtssicherheit 

schaffen und mit Ausnahme des neuen Feststellungsverfahrens 

schon in allen noch nicht bestandskräftigen Fällen greifen. Das 

Feststellungsverfahren gilt für Feststellungszeiträume, die nach 

dem 31. Dezember 2013 beginnen. 

 Auslandsverluste: Die negativen Einkünfte des Organträgers 

oder einer Organgesellschaft bleiben bei der inländischen Be-

steuerung unberücksichtigt, soweit sie in einem ausländischen 

Staat im Rahmen der Besteuerung des Organträgers, der Organ-

gesellschaft oder einer anderen Person bereits berücksichtigt 

werden. Damit soll ausgeschlossen werden, dass Verluste des 

Organträgers mehrfach berücksichtigt werden können. Diese 

auf Druck der Opposition vorgenommene Änderung soll in allen 

noch nicht bestandskräftigen Fällen gelten, steht aber bereits 

in der Kritik und wird sicher noch Gegenstand vieler Verfahren 

vor den Finanzgerichten sein. 

 

Abziehbarkeit von Prozesskosten 

Für die Zukunft sind Verfahrenskosten aus Zivil- und anderen 
Prozessen zwar nicht mehr abziehbar, bis einschließlich 2012 
bleibt die Abziehbarkeit aber weiter umstritten. 

Vor zwei Jahren hatte der Bundesfinanzhof seine Rechtsprechung 

geändert und entschieden, dass Kosten eines Zivilprozesses - 

unabhängig vom Anlass des Prozesses–als außergewöhnliche Belas-

tung abziehbar sind. Voraussetzung dafür ist lediglich, dass die 

Prozessführung ausreichende Aussicht auf Erfolg hatte und nicht 

mutwillig erscheint. Davon sei 

auszugehen, wenn der Erfolg 

des Prozesses zumindest 

ebenso wahrscheinlich sei wie 

der Misserfolg. 

Auf dieses Urteil hat das Bun-

desfinanzministerium prompt 

mit einem Nichtanwendungs-

erlass reagiert und die Be-

rücksichtigung von Prozesskosten bis heute nicht anerkannt. Eine 

gesetzliche Regelung, die Prozesskosten explizit von der Berück-

sichtigung als außergewöhnliche Belastung ausschließt, wurde aber 

erst jetzt geschaffen. Ab 2013 sind daher Aufwendungen für die 

Führung eines Rechtsstreits vom Abzug ausgeschlossen, es sei denn, 

es handelt sich um Aufwendungen, ohne die der Steuerzahler Ge-

fahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebens-

notwendigen Bedürfnisse im üblichen Rahmen nicht mehr befriedi-

gen zu können. 

Einbau einer Dachgaube ist keine 
begünstigte Handwerkerleistung 

Während Instandhaltungs- und Moderni-

sierungsmaßnahmen steuerlich begünstigt 

sind, ist für Neubaumaßnahmen keine 

steuerliche Förderung vorgesehen. Das Fi-

nanzgericht Berlin-Brandenburg hat daher 

einem Ehepaar die Steuerbegünstigung für 

Handwerkerleistungen verweigert, nach-

dem die Eheleute nachträglich eine Dach-

gaube einbauen ließen. Als Neubaumaß-

nahme sieht das Gericht nämlich alle 

Maßnahmen an, die im Zusammenhang 

mit der Schaffung oder Erweiterung von 

Wohnfläche stehen. Das gilt selbst dann, 

wenn die Erweiterung nur geringfügig aus-

fällt – im Streitfall ging es um 2,40 m². 

 

Einsprüche zur Steuerident-
nummer abgewiesen 

Seit ihrer Einführung steht die jedem Bür-

ger zugewiesene bundesweite Steueriden-

tifikationsnummer in der Kritik von Steu-

erzahlern, Datenschützern und Steuer-

fachleuten. Entsprechend zahlreich sind 

die Einsprüche, die beim Bundeszentral-

amt für Steuern gegen die Identnummer 

erhoben wurden. Nachdem der Bundesfi-

nanzhof im Januar keine verfassungsrech-

tlichen Bedenken gegen die zentrale 

Speicherung der Daten und die Zuteilung 

der Identnummer hatte, zieht das Bundes-

finanzministerium jetzt die Konsequenz 

aus diesem Urteil. Per Allgemeinverfü-

gung hat es alle Einsprüche gegen die Zu-

teilung der Steueridentifikationsnummer 

und die zentrale Speicherung der damit 

verbundenen Daten zurückgewiesen. Wer 

an seinem Widerstand festhalten will, hat 

jetzt ein Jahr Zeit, beim Finanzgericht 

Köln Klage zu erheben. 

 

Behandlungskosten nach Burn-Out 

Im Allgemeinen wird das Burn-Out-Syn-

drom vor allem mit beruflicher Überlas-

tung in Verbindung gebracht. Das Finanz-

gericht München sieht trotzdem keinen 

Grund, die Behandlungskosten für ein 

Burn-Out-Syndrom als Werbungskosten 

anzuerkennen, weil dies nach Meinung 

der Richter keine typische Berufskrank-

heit sei. Bei psychischen Erkrankungen 

spielen eine Vielzahl von Faktoren zu-

sammen, weswegen das Gericht keine 

monokausale Zuordnung zur Berufstätig-

keit feststellen will. Auch einen Abzug als 

außergewöhnliche Belastung haben die 

Richter im Streitfall verweigert, weil da-

für ein amtsärztliches Attest vor Beginn 

der Behandlung notwendig gewesen wäre. 
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Für bereits abgelaufene Jahre bleibt die steuerliche Berücksichti-

gung von Prozesskosten aber weiter umstritten. Die Oberfinanzdi-

rektion Nordrhein-Westfalen beispielsweise hat die Finanzämter 

noch einmal explizit angewiesen, Prozesskosten nicht als außer-

gewöhnliche Belastung anzuerkennen. Dagegen sind beim Bundes-

finanzhof noch zahlreiche Verfahren anhängig, die sich mit der Be-

rücksichtigung von Prozesskosten als außergewöhnliche Belastun-

gen befassen. Allein das Schreiben der Oberfinanzdirektion listet 

11 Verfahren beim Bundesfinanzhof und eine ganze Reihe weiterer 

Verfahren bei Finanzgerichten auf. 

Weil Einsprüche aufgrund der beim Bundesfinanzhof anhängigen 

Verfahren zwangsläufig ruhen, ist derzeit die beste Strategie, die 

Kosten in der Steuererklärung für das Vorjahr erst einmal geltend 

zu machen, soweit die Steuererklärung noch nicht abgegeben wur-

de oder andernfalls Einspruch einzulegen, wenn der Steuerbe-

scheid noch nicht bestandskräftig ist. So sichern Sie sich die Mög-

lichkeit, trotz der Widerspenstigkeit der Finanzverwaltung von ei-

ner möglichen positiven Entscheidung des Bundesfinanzhofs zu 

profitieren. 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ermittlung des Gewinns beim 
Investitionsabzugsbetrag 

Den Investitionsabzugsbetrag können EÜR-

Rechner nur dann in Anspruch nehmen, 

wenn der Jahresgewinn nicht mehr als 

100.000 Euro beträgt. Was aber alles zum 

Gewinn zählt, ist dabei umstritten. Das 

Finanzgericht Köln jedenfalls meint, dass 

zumindest die Auflösung einer früheren 

Ansparabschreibungen samt Gewinnzu-

schlag nicht als Betriebseinnahme zu 

berücksichtigen ist. Eine höchstrichterli-

che Entscheidung wird noch folgen, denn 

beim Bundesfinanzhof ist die Revision des 

Verfahrens anhängig. 

 

Bettensteuer ist verfassungsgemäß 

Wie viele andere Städte hat auch Ham-

burg eine Bettensteuer eingeführt, die 

dort als Kultur- und Tourismustaxe be-

zeichnet wird. Den Antrag auf vorläufigen 

Rechtsschutz eines Hotelbetreibers hat 

das Finanzgericht Hamburg aber abge-

wiesen, weil es die Bettensteuer nicht für 

verfassungsrechtlich fragwürdig hält. 

 

 


